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Die deutsch-französischen 
Konsultationen in Paris 
vom 22. und 23. Februar 197,9 

Bundeskanzler Helmut Schmidt traf am 22. Februar nachmittags 
zu den zweitägigen 33. deutsch-französischen Konsultationen in 
Paris ein. ln seiner Begleitung befanden sich die Bundesminister 
Genscher, Matthöfer, Ehrenberg und Hauff. Diese Konsultatio­
nen fanden wieder im Elysee-Palast statt, dem Amtssitz des fran­
zösischen Staatspräsidenten Giscard d'Estaing. 

ln dem am ersten Tag des Treffens unter vier Augen erfolgten 
Gespräch zwischen Staatspräsident Giscard und Bundeskanzler 
Schmidt haben diese "ihre Absicht bekräftigt, das Europäische 
Währungssystem so schnell wie möglich in Kraft zu setzen", er­
klärte der Sprecher des Elysee-Palastes, Pierre Hunt, nach 
Beendigung dieses Gesprächs, mit dem die 33. deutsch­
französischen Konsultationen eingeleitet wurden und das der 
Sprecher als "äußerst positiv" bezeichnete. 

Aus deutschen Delegationskreisen verlautete, daß die Bundesre­
gierung keinerlei Interesse daran habe, die Einführung des neu­
en Währungssystems hinauszuzögern. Es handle sich jedoch um 
kein bilaterales Problem und zu seiner Inkraftsetzung bedürfe es 
eines Neunerbeschlusses (was der französische Regierungs­
sprecher übrigens auch bestätigte). Eine Einigung zwischen Pa­
ris und Bonn sei zwar notwendig, aber nicht ausreichend. 

Das Europäische Währungssystem und die Regelung des Pro­
blems der Währungsausgleichsbeträge, die eine Vorbedingung 
für das lnkrafttreten des EWS ist, wurden jedoch nicht vorder­
gründig behandelt. Im Mittelpunkt der Beratungen standen viel­
mehr die großen internationalen Themen und die bilateralen Pro­
bleme. So nannte der Elysee-Sprecher als weitere Themen des 
rund eindreiviertelstündigen Gesprächs unter vier Augen die nu­
kleare Kooperation im zivilen Bereich, neue gemeinsame Projek­
te in der Luft- und Raumfahrt, das Problem der im zweiten Weit­
krieg zwangsverpflichteten Elsässer und Lothringer sowie auf in­
ternationaler Ebene strategische und militärische Probleme, wie 
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sie schon bei dem Treffen auf Guadeloupe erörtert worden sind. 
Auch die Lage an der chinesisch-vietnamesischen Grenze und 
ihre möglichen Auswirkungen auf die Entspannung kamen zur 
Sprache. 

Auf dem Gebiet der Weltwirtschaft befaßten sich die beiden 
Staatsmänner mit dem nächsten Gipfeltreffen der lndustrielän­
der, das in Tokio statfinden soll. Die beiden Gesprächspartner 
waren sich darüber einig, daß dieser Weltwirtschaftsgipfel stär­
kere energiepolitische Akzente tragen müsse. Unter diesem Ge­
sichtspunkt stand auch der Meinungsaustausch über die indu­
strielle Nutzung der Kernenergie und über die Entwicklung im 
Iran, über die eine abschließende Bewertung ooch nicht möglich 
erscheine. Es bestehe jedoch wenig Anlaß zu einer dramati­
schen Beurteilung des Erdölproblems für die nächste Zukunft. 

Im Bereich der nuklearen zivilen Zusammenarbeit äußerte man 
sich auf deutscher Seite zuversichtlich in bezug auf eine Rege­
lung des Problems der Aufarbeitung von Brennelementen in der 
französischen Wiederaufbereitungsanlage von La Hague. Beide 
Seiten seien, wie außerdem verlautete, sehr interessiert an der 
Zusammenarbeit auf dem Gebiet von Nachrichten- und Fernseh­
satelliten. 

Die deutsch-französischen Konsultationen wurden am Abend bei 
einem Arbeitsessen beider Delegationen im Elysee-Palast fortge­
setzt, dem Staatspräsident Giscard wegen einer Grippeerkran­
kung fernbleiben mußte. 

Am nächsten Tag, Freitag, dem 23. Februar, war für 9.30 Uhr ein 
weiteres Gespräch unter vier Augen zwischen Staatspräsident 
Giscard und Bundeskanzler Schmidt angesetzt, das jedoch we­
gen der Grippeerkrankung Giscards um eine Stunde verschoben 
werden mußte. ln diesem zweiten Gespräch wurden die Konsul­
tationen über die genannten Themen vertieft . Giscard und 
Schmidt haben nach Angaben des französischen Staatspräsi-

Der französische Staatspräsident, Valery Glscard d'Estaing (r), Im Gespräch mit 
Bundeskanzler Helmut Schmldt Im Elysee-Palast anläßlich der 33. deutsch-fran­
zösischen Konsultationen (22. und 23. Februar 1979) 

1 



Plenarsitzung im Salon Napoleon 111. im Elysee-Palast am 23. Februar 1979. ln der oberen Reihe die französische Delegation und auf dem Bild Seite 3 die deutsche De· 
Iegation. 

denten außerdem die Frage der Eröffnung eines Dialogs zwi­
schen Europa, Afrika und der arabischen Weit erörtert. Giscard 
erklärte sich "glücklich" darüber, daß die Bundesrepublik 
Deutschland "Unterstützung und Interesse" für einen solchen 
Dialog gezeigt habe. Frankreich und die Bundesrepublik würden 
jetzt zusammen mit ihren Partnern in der Europäischen Gemein­
schaft nach den praktischen Möglichkeiten der Organisation die­
ses Dialogs suchen. 

Zu dem zweiten Gespräch zwischen Giscard und Schmidt wur­
den später Premierminister Barre und Außenminister Genscher 
hinzugezogen. Nach einer abschließenden Plenarsitzung unter 
Beteiligung beider Delegationen haben Staatspräsident Giscard 
und Bundeskanzler Schmidt kurz nach Mittag eine Erklärung vor 
der Presse abgegeben. 

Abschließende Erklärungen Giscards 
und Schmidts 
ln seiner Erklärung zum Abschluß der deutsch-französischen 
Konsultationen erinnerte Staatspräsident Giscard an den ersten 
Gipfel von 1962 zwischen " General de Gaulle und Bundeskanzler 
Adenauer, bei dem Deutschland und Frankreich den Weg der 
Aussöhnung und des Einvernehmens beschritten haben". Gis­
card fügte hinzu, der jüngste Gipfel habe "in demselben Geist 
wie der erste stattgefunden". Nach Ansicht des französischen 
Staatspräsidenten "genügt das Einverständnis zwischen Paris 
und Bann allein nicht, um Europa aufzubauen". Ohne dieses Ein­
verständnis sei aber die Organisation Europas nicht möglich. 

Der französische Staatschef teilte ferner mit, er habe mit Bun­
deskanzler Schmidt alle großen internationalen Probleme und 
insbesondere die durch den chinesisch-vietnamesischen Konflikt 
geschaffene Lage erörtert. ln diesem Zusammenhang kündigte 
Giscard eine mit der Bundesrepublik Deutschland abgestimmte 
Erklärung zu diesem Konflikt an*). Giscard betonte hierzu, die 
derzeitigen Probleme und Schwierigkeiten dürften die ~;mspan-
nungspolitik nicht beeinträchtigen. · 

ln bezug auf die EG erklärte Giscard, Paris und Bann seien sich 
"einig über die Regeln, die künftig bei der Ausarbeitung des 
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Haushalts beachtet werden müssen, sowie über die Art und Wei­
se, in der für 1979 eine Lösung angestrebt werden könnte." 

Auch Bundeskanzler Schmidt hob in seiner Erklärung zum Ab­
schluß des deutsch-französischen Gipfels die übereinstimmende 
Haltung Frankreichs und der Bundesrepublik in bezug auf den 
neuen Konflikt in Südostasien hervor und erklärte unter ande­
rem: "Wir stimmen darin überein, daß jeder Staat die territoriale 
Integrität seiner Nachbarländer zu achten hat." Im übrigen sei er 
sich mit dem französischen Staatspräsidenten darüber einig, daß 
die jüngsten Ereignisse die Entspannungspolitik nicht beeinflus­
sen dürfen. 

Er begrüßte dann die Absicht Giscards, die Energieprobleme auf 
die Tagesordnung des nächsten Europäischen Rates zu setzen, 
und betonte dabei die Notwendigkeit, die öffentliche Meinung 
über Sparmaßnahmen auf dem Energiesektor aufzuklären. Man 
habe über die Erschließung neuer und die Beibehaltung beste­
hender Energiequellen gesprochen, sagte er weiter. 

Der Bundeskanzler verwies schließlich auf die jüngsten Mei­
nungsumfragen in beiden Ländern, denen zufolge Deutsche und 
Franzosen der Ansicht sind, sich gegenseitig am nächsten zu 
stehen.**) Er fügte hinzu: "Ich bin sehr glücklich über diesen Er­
folg, der beweist, daß die Regierungen unserer Länder nicht nur 
effektiv kooperieren, sondern ihre Kooperation auch der Bevöl­
kerung ins Bewußtsein bringen" . 

Konsultationen zwischen den 
Fachministern und Koordinatoren 
Gespräche der Außenminister 

Die beiden Außenminister, Genscher und Fran<;:ois-Poncet, sind 
schon am ersten Tag des deutsch-französischen Gipfeltreffens 
;z:lJ_9.~[>_r_~~hen zusammengetroffen . Am nächsten Tag, dem 23. 
Februar, trafen- sie iü einem zweiten, im Programm nicht vorge-

*) Siehe die im politischen Teil dieser Nummer veröffentlichte " Französische Erklä­
rung" (Seite 12) 

* *) Einzelheiten über diese Umfragen sind unter "Allerlei in Kürze " zu finden. 



sehenen Gespräch zusammen, in dem der chinesisch-vietname­
sische Konflikt neben der Lage in Nahost und insbesondere im · 
Iran ein wesentliches Thema war. 

Wie Elysee-Sprecher Hunt auf der gemeinsamen Pressekonfe­
renz mit dem stellvertretenden deutschen Regierungssprecher 
Armin Grünewald hervorhob, erachten beide Länder die Einberu­
fung des Weltsicherheitsrates der Vereinten Nationen im Konflikt 

zwischen Vietnam und China für wünschenswert. Sie sollte je­
doch auch von den ASEAN-Staaten sowie Ländern der Dritten 
Weit mitgetragen werden . Seide Sprecher verwiesen auf die be­
sonders sorgfältige und enge Konzertierung zwischen Bonn und 
Paris in dieser Frage. 

Gespräche der Arbeitsminister 

Im Hinblick auf die nächste Sitzung des Europäischen Rates ha­
ben die Arbeitsminister der beiden Länder, Ehrenberg und Bou­
lin, ihrerseits Vorschläge erörtert, die unter anderem darauf ab­
zielen, die Beziehungen zwischen den Sozialpartnern zu verbes­
sern, so durch eine Umstrukturierung des Europäischen Sozial­
fonds , Förderung der Frauenbeschäftigung und Harmonisierung 
der Berufsausbildung. Außerdem sollen die sozialen Maßnahmen 
des Davignon-Pians für die Stahlindustrie sowie das Problem der 
Überstunden überprüft werden. 

Hinsichtlich der von Paris und Bonn gewünschten Zusammenar­
beit bei der Entwicklung eines Fernsehsatelliten werden französi­
sche und deutsche Experten bis Mitte März dieses Jahres einen 
Bericht für die Regierungen erstellen. Ein neues Treffen zwi­
schen Industrieminister Giraud und Bundesforschungsminister 
Hauff ist für Mitte April geplant. 

Gespräche zwischen den Koordinatoren 

Auch die beiden Koordinatoren in Schul- und Kulturfragen, Pro­
fessor Carlo Schmid und Jean Laloy, sind zu Gesprächen zusam­
mengetroffen. Den beiden Sprechern Hunt und Grünewald zufol ­
ge wollen sich Schmid und Laloy um eine bessere und ausgewo­
genere Information der Deutschen über Frankreich und der 
Franzosen über Deutschland bemühen, insbesondere auch um 
eine engere Zusammenarbeit der Fernsehanstalten beider Län­
der. Schließlich wurde die Förderung des Fremdsprachenunter­
richts, d.h. des Deutschunterrichts in Frankreich und des Fran­
zösischunterrichts in Deutschland, von beiden Seiten erneut als 
vordringlich bezeichnet. 

ln diesem Zusammenhang wurde jedoch darauf hingewiesen, 
· ··''daß sich die Bundesregierung in Anbetracht der Kulturhoheit der 

Der französische Staatspräsident Glscard d'Estalng gibt am 23. Februar 1979 im 
Festsaal des Elysee-Palastes eine Presseerklärung ab. Links: Bundeskanzler Bundesländer auf empfehlende Maßnahmen und Förderung ge· 
Helmut Schmidt eigneter Einrichtungen beschränken muß. 
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